
Stuttgart. Den Hans Bausch Media-
preis des Südwestrundfunks (SWR)
erhält in diesem Jahr Stefan Nigge-
meier. Die Jury habe sich einstim-
mig dafür ausgesprochen, den mit
10 000 Euro dotierten Preis an den
39-jährigen Zeitungs- und Online-
journalisten für seine hervorragend
recherchierten Analysen und klu-
gen Einwürfe zum Medienschaffen
in Deutschland zu verleihen, sagte
SWR-Intendant Peter Boudgoust als
Kuratoriumsvorsitzender der Stif-
tung Hans Bausch Mediapreis ges-
tern in Stuttgart. Der Preis wird am
18. November in Stuttgart überge-
ben. Der Preis wird in Erinnerung
an den früheren SDR-Intendanten
Hans Bausch für innovative Leistun-
gen und Verdienste um die Entwick-
lung der Medien in Deutschland so-
wie vergeben. ddp

Mannheim/Brühl. Der Verfasser ei-
ner Amokdrohung per E-Mail an die
Schillerschule in Brühl (Rhein-Ne-
ckar-Kreis) ist ermittelt. Es handele
sich um einen Schüler, der damit
„offenbar seiner Frustration über
schulische und familiäre Probleme
Luft verschaffen wollte“, teilten Poli-
zei und Staatsanwaltschaft gestern
mit. Zum Alter des Jungen wurden
keine Angaben gemacht. Ob er
selbst auf die Schillerschule geht,
werde zum Schutz des Jugendli-
chen ebenfalls nicht preisgegeben.

Die Schule war nach Eingang der
Drohung in das Postfach eines ande-
ren Schülers Ende September für ei-
nen Tag geschlossen worden; der
Unterricht für 384 Kinder und das
Sportfest fielen aus. Ob er für die
Kosten des Polizeieinsatzes aufkom-
men muss, werde geprüft. dpa
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Auftakt zur „Spur der Erinnerung“: Tausende Menschen nahmen sich bei Bad Urach an der Hand und erinnerten an die Behinderten und psychisch Kranken, die in
Grafeneck von den Nazis ermordet wurden. Foto: Thomas Kiehl

Freispruch für Harry Wörz vom
Vorwurf des versuchten Tot-
schlags fordern die Verteidiger.
Sie halten den einstigen Gelieb-
ten des Opfers für den Täter.

HANS GEORG FRANK

Mannheim. Etwas anderes als ei-
nen Freispruch vom Vorwurf des
versuchten Totschlags könne es für
Harry Wörz gar nicht geben, beton-
ten die beiden Verteidiger gestern
in ihren Plädoyers vor dem Landge-
richt Mannheim. Wörz muss sich
dort zum dritten Mal wegen des Ver-
brechens an seiner Ex-Frau verant-
worten. Andrea Z. war 1997 in ihrer
Wohnung bei Pforzheim mit dem
Schal ihres damals zwei Jahre alten
Sohnes fast erdrosselt worden. Sie
ist heute ein Pflegefall und kann
sich nicht artikulieren.

Für Wörz (43) gebe es keinerlei
Beweise, auch fehle das Motiv, er-
klärten die Anwälte in ihren 190 Mi-
nuten langen Plädoyers. Dabei ver-
suchten sie alle vom Staatsanwalt,
der eine Strafe von neuneinhalb Jah-
ren forderte, aufgelisteten Indizien
zu zerpflücken. Wörz sei „einer Poli-
zeimaschinerie ausgeliefert“ gewe-
sen, weil der Vater des Opfers sowie
der Geliebte bei der Polizei arbeite-
ten. Die Ermittlungen seien „hane-
büchen, absurd und verquer“ gewe-
sen. Wörz sei „beleidigt, belogen,
bestohlen, betrogen und ausge-
trickst“ worden.

Die beiden Verteidiger führten
eine Reihe von „Skandalen“ auf und
bezeichneten die Arbeit der Polizei
als „Geschichte aus Absurdistan“.
Es habe „ein wüstes Durcheinan-
der“ zu Lasten von Wörz gegeben.
Die Juristen präsentierten der Drit-
ten Großen Strafkammer, die am

Donnerstag, 22. Oktober, das Urteil
verkünden wird, den ihrer Ansicht
nach besten Beweis für die Un-
schuld ihres Mandanten: Unter drin-
gendem Tatverdacht stehe der frü-
here Geliebte von Andrea Z., ein da-
mals verheirateter Polizist. Dieser
habe sich zwischen „trautem Heim
und aufregendem Sex“ entscheiden
müssen. Bei einer Scheidung wäre
„sein bürgerliches Nest“ verloren ge-
gangen. Er sei wohl auch aus ge-
kränktem Stolz zum Verbrecher ge-
worden. Der Kommissar stand zwar
anfangs unter Verdacht, aber seine
Kollegen brachten keine Beweise ge-
gen ihn zusammen. Der Beamte
hatte sich im Prozess beinahe sel-
ber belastet. Er ist weiter im Dienst.

„Ich war’s nicht“, bekräftigte
Harry Wörz zum wiederholten Mal.
Und: „Ich brauche kein schlechtes
Gewissen haben wie viele Polizisten
in Pforzheim.“

Rottenburg. Zwei Wochen nach
dem tödlichen Verkehrsunfall bei
Rottenburg (Kreis Tübingen) hat
sich ein Zeuge aus Offenburg gemel-
det. Der Mann sei kurz vor dem Un-
fall, bei dem zwei Menschen star-
ben und ein sechsjähriger Junge ver-
letzt wurde, von dem Fahrer eines
dunklen Sportwagens mit weit über-
höhter Geschwindigkeit überholt
worden, sagte er nach Angaben der
Polizei aus. Der Sportwagenfahrer
habe trotz Gegenverkehrs überholt
und sei über Sperrflächen und eine
Abbiegespur gefahren.

Die Polizei sucht den geflüchte-
ten Sportwagenfahrer und weitere
Zeugen. Kennzeichen und Marke
des Wagen konnte der Zeuge nicht
nennen. Bis auf die Kennzeichenbe-
leuchtung sei das Heck des Sportwa-
gens unbeleuchtet gewesen.  lsw

2011 wird der Glücksspielstaats-
vertrag neu gefasst. Im Land-
tag mahnen Experten bereits
Korrekturen an, um die Spiel-
sucht besser einzudämmen.

ROLAND MUSCHEL

Stuttgart. Was Tilmann Becker, der
Leiter der Forschungsstelle Glücks-
spiel an der Uni Hohenheim, for-
dert, klingt mehrheitsfähig: Der
Staat solle die unterschiedlichen
Formen des Glücksspiels „entspre-
chend ihrer Gefahr“ regulieren. Das
ist aus seiner Sicht aber nicht der
Fall – im Gegenteil: Während das
„sehr ungefährliche Lotto“ seit der
Verabschiedung des Glücksspiel-
staatsvertrags stark reglementiert
werde, sei der Staat beim „gefährli-
chen“ Automatenspiel nachsichtig.
Beckers Fazit: „Die Welt ist im Au-
genblick auf den Kopf gestellt.“

2011 kommt der Glücksspiel-
staatsvertrag auf den Prüfstand. Da-
mit sich der Landtag rechtzeitig po-
sitionieren kann, hat der Finanzaus-
schuss gestern Experten gehört und
Fragen gestellt: Haben sich die Maß-
nahmen zum Spielerschutz be-
währt? Ist die Eindämmung des An-
gebots gelungen? Oder sind weitere
Restriktionen erforderlich?

Die meisten Experten sehen die
Lage wie Becker: Der Schutz vor
Spielsucht in privaten Spielhallen
muss dringend verbessert und das il-
legale Angebot an Internetwetten
eingedämmt werden. Der Suchtbe-
rater Günther Zeltner schätzt, dass
allein im Südwesten bis zu 78 000
Menschen krankhaft spielsüchtig
oder problematisch spielabhängig
sind. Mit dieser Klientel würden die
Spielhallen „bis zu 30 Prozent ihres
Umsatzes“ machen. Er beklagt,
dass nur „ein bis drei Prozent“ der
Spielsüchtigen im Land fachlich be-
treut werden können. Den Grund
für die geringe Quote nennt Becker:

„Das Land gibt nur 0,005 Prozent
der Einnahmen aus den staatlichen
Glücksspielen für Suchtbekämp-
fung aus.“

Der Landeschef des Automaten-
Verbandes, Michael Mühleck, sieht
seine Branche indes zu Unrecht am
Pranger: „Für mich ist die Börse das
größte Casino.“ Dort seien Gewinne
und Verluste in jeder Größenord-
nung möglich. Dagegen sei das
Spiel am Automaten „billiger als ein
Kinobesuch“; pro Kopf werde selbst
in Simbabwe mehr umgesetzt als in
Deutschland. Und für das Suchtpro-
blem sei seine Branche nicht verant-
wortlich: „Wenn ich jemand eine
Flasche Wein gebe und der trinkt sie
in einem Zug aus, hat der ein Prob-
lem. Aber dafür kann ich nicht den
Winzer verantwortlich machen.“

Dass die Einschätzungen derart
differieren, hängt auch am Geld.
Schließlich kämpfen staatliche wie
private Anbieter um ihren Anteil am
Milliarden schweren Glücksspiel-
markt. Dabei sehen sich staatliche
Anbieter nicht nur gegenüber den
legalen privaten Spielhallen, für die
weniger strenge Regeln zur Sucht-
prävention gelten, im Nachteil. Zu
Lasten der staatlichen Gesellschaf-
ten steige der Marktanteil „illega-
ler“ Internetanbieter mit Sitz in
Steueroasen wie Malta oder Gibral-
tar, klagt der Chef der Toto-Lotto
GmbH Baden-Württemberg, Fried-
helm Repnik. Die Folge: „Wir gene-
rieren als Monopolist nur noch fünf
bis zehn Prozent des Umsatzes.“

Trotzdem bringe Toto-Lotto dem
Land pro Jahr 360 Millionen Euro
Zweckerträge und Steuern ein. Ille-
gale Wettanbieter dagegen zahlten
keine Steuern. Gegen Internetsei-
ten, die vom Ausland aus gesteuert
werden, können deutsche Behör-
den indes wenig ausrichten. Rep-
niks Plädoyer klingt daher fast ein
wenig verzweifelt: „Auch staatliche
Gesellschaften sollten im Internet
stattfinden können.“

Tausende Menschen bildeten
gestern im Ermstal entlang ei-
ner „Spur des Erinnerns“ eine
Kette. Sie gedachten der Opfer
des Euthanasie-Programms.

RAIMUND WEIBLE

Bad Urach. Schüler, Behinderte, Pä-
dagogen und viele andere Bürger
fassten sich gestern Nachmittag im
Ermstal an den Händen und bilde-
ten eine mehrere Kilometer lange
Kette. Sie sangen und ließen Bal-
lone steigen. Bilder entstanden wie
vor 25 Jahren, als Friedensbewegte
gegen Raketen demonstrierten. Die
Teilnehmer gestern erinnerten in-
des mit ihrer Aktion an den Beginn
der systematischen Ermordung an
psychisch und körperlich beein-
trächtigten Menschen vor 70 Jah-

ren. Am 14. Oktober 1939 hatten die
Nazis in Berlin das „Gesetz zur Ver-
hütung erbkranken Nachwuchses“
verkündet.

Sie setzten das verbrecherische
Vorhaben rasch in die Tat um. In
Grafeneck, einem ehemaligen Jagd-
schloss der württembergischen
Herrscher auf der Schwäbischen
Alb, richtete das Hitler-Regime eine
Tötungsanstalt ein. Zwischen Ja-
nuar und Dezember 1940 vergasten
die Nazis in einem umgebauten
Landwirtschaftsgebäude 10 654
Menschen, die sie als „lebensun-
wert“ eingestuft hatten. „Grafen-
berg war die erste Mordfabrik“,
sagte der Reutlinger Landrat Tho-
mas Reumann. Erst nach Protesten
von Kirchenleuten stellten die Na-
zis das Töten ein. Nach dem Vorbild
von Grafeneck ging das Töten in
Konzentrationslagern wie Ausch-

witz weiter. Am Portal des Schlos-
ses, heute eine Einrichtung der Sa-
mariter-Stiftung Nürtingen, nahm
gestern Vormittag eine Rollstuhlfah-
rerin den Pinsel in die Hand. Sie
malte die ersten Meter der „Spur
des Erinnerns“ auf das Pflaster. Die
lila Linie zieht sich durch zahlreiche
Städte und Kommunen und endet
am Freitag am Innenministerium in
Stuttgart. Dort saßen die Schreib-
tischtäter, die Hitlers Tötungsbe-
fehl umsetzten. Für die 80 Kilome-
ter lange Spur benötigt der Aktions-
kreis „Spur der Erinnerung“ über
2000 Kilogramm Farbe. Wege, auf
denen die Farbe nicht haftet, mar-
kieren die Teilnehmer mit lila Bän-
dern.

Harald Habich, einer der Initiato-
ren, freute sich über die Beteili-
gung. Die Unterstützer helfen nicht
nur, die Spur zu legen, sondern orga-

nisieren insgesamt 160 Veranstal-
tungen an den Orten, durch die die
Farblinie führt. Habich: „Es ist nicht
so selbstverständlich, dass sich in
dieser Unterhaltunggesellschaft
Bürger so einsetzen.“

An der Gedenkstätte in Grafen-
eck stellten die Schüler der Stern-
bergschule aus Gomadingen 110
Stelen aus Holzschwarten auf. Für
jeden Getöteten malten sie ein
Kreuz auf die Stelen. Die 10 654 Er-
mordeten kamen vor allem aus badi-
schen, bayerischen und württem-
bergischen Heimen. Angehörige
der Opfer verfolgten die Aktion der
Schüler. An der Menschenkette zwi-
schen Bad Urach und Dettingen be-
teiligten sich Behindertenheime
und Schulen. 1000 Schüler hatten
sich zuvor im Unterricht intensiv
mit dem Euthanasie-Programm der
Nazis auseinander gesetzt.

Mit Mord gedroht

Bötzingen. Mit einer Morddrohung
gegen seine Frau hat ein 74-Jähriger
in Meßstetten (Zollernalbkreis) einen
Großeinsatz der Polizei ausgelöst. Der
passionierte Jäger hatte nach Polizei-
angaben angekündigt, seine Frau zu
erschießen. Das Spezialeinsatzkom-
mando rückte an. Als der Rentner sein
Haus verließ und mit dem Auto davon-
fuhr, wurde er an einer Straßensperre
festgenommen. Er wurde in die Psy-
chiatrie gebracht, seine Gewehre und
Pistolen wurden sichergestellt. Die
Ehefrau kam bei Verwandten unter.

Inliner auf der Autobahn

Mannheim. Die Sehnsucht war groß:
Weil er seine Frau unbedingt nachts
noch sehen wollte, hat sich ein 20-jäh-
riger Mann aus Heidelberg mitten in
der Nacht kurzerhanddie Inliner ange-
schnallt und ist auf der Autobahn 656
in Richtung Mannheim gesaust. Der
liebeskranke, leicht alkoholisierte Ska-
ter wurde wenig später von der Auto-
bahnpolizei gestoppt. Die Autobahn
hat teilweise keinen Standstreifen.
Einsicht zeigte der junge Mann nicht,
hieß es.

Verletzten liegen gelassen

Reichenbach an der Fils. Ein unbe-
kannter Fahrer hat am frühen Diens-
tagmorgen auf der B 10 mit einem
Lastwagen oder Pkw einen Mann er-
fasst und lebensgefährlich verletzt lie-
gen gelassen. Laut Polizei war der
63-Jährige zu Fuß auf dem Stand-
oder Fahrstreifen der vierspurigen
Straße zwischen Reichenbach und
Ebersbach (Kreis Göppingen) unter-
wegs. Der Fahrer beging Fahrerflucht.
Ein anderer Autofahrer entdeckte
den Schwerverletzten.

Schaulustige filmen Unfall

Heidenheim. Mehrere Schaulustige
haben einen schwer verletzten Jun-
gen nach einem Unfall in Heidenheim
mit ihren Handykameras gefilmt und
damit großes Befremden bei den Ein-
satzkräften ausgelöst. Wie die Polizei
gestern mitteilte, hatte der Elfjährige
zuvor versucht, die Straßenseite zu
wechseln. Da er nicht auf den Verkehr
achtete, lief er gegen ein herannahen-
des Auto. Bei dem Unfall erlitt der
Junge schwere Verletzungen.

Stuttgart. Völlig überraschend ver-
zögert die CDU im Wirtschaftsaus-
schuss des Landtags das Enteig-
nungsgesetz, das den Bau einer
Ethylen-Pipeline quer durchs Land
beschleunigen soll. Die CDU habe
beantragt, das Thema von der heuti-
gen Tagesordnung zu nehmen, er-
fuhren die Mitglieder des von der
CDU-Frau Veronika Netzhammer
geführten Gremiums per E-Mail. Da-
mit kann das Gesetz bei der Plenar-
sitzung Anfang November wohl
nicht verabschiedet werden.

„Wir machen das Enteignungsge-
setz erst, wenn die Betreibergesell-
schaft mit allen Betroffenen inten-
siv verhandelt hat“, begründete der
CDU-Abgeordnete Winfried Mack
den Schritt. In einigen Ortschaften
stünden der Trassenverlauf und da-
mit auch die Betroffenen aber noch
gar nicht fest. Für die Verabschie-
dung des Gesetzes im Landtag sei es

daher zu früh: „Enteignungen kön-
nen nur die ultimo ratio sein.“

Grünen-Fraktionsvize Franz Un-
tersteller begrüßt das: „Wenn die
CDU den Fuß vom Pedal nimmt,
kann ich das nur begrüßen.“ Wenn
es zutreffe, dass noch nicht alle Ge-
spräche geführt worden seien,
könne man das Gesetz nicht forcie-
ren, so das Ausschuss-Mitglied. In-
nerhalb der CDU ist das Vorgehen
der eigenen Ausschussvorsitzenden
indes nicht unumstritten.

Der Bau der Pipeline, die BASF in
Ludwigshafen mit dem bayerischen
Chemiedreieck um Burghausen ver-
binden soll, tangiert in Baden-Würt-
temberg 5600 Grundstückseigentü-
mer. Die Projektträger – sieben Che-
miefirmen – haben sich mit den
meisten Anliegern auf dem Verhand-
lungsweg geeinigt. Angesichts eini-
ger Widerstände drängen sie aber
auf das Enteignungsgesetz.  rol

Tübingen. Es ist ein Fall, der scho-
ckiert: Eine Mutter aus dem Kreis
Esslingen gab über Monate ihrem
sechsjährigen Sohn Wassertablet-
ten, um ihn krank zu machen. Als er
in der Folge im Mai 2008 in der Tü-
binger Kinderklinik behandelt wer-
den musste, spritzte sie Reinigungs-
mittel in seinen Infusionsbeutel.
Der Junge überlebte, ein Pfleger ent-
deckte die Tat.

Gestern sprach die 1. Große Straf-
kammer des Tübinger Landgerichts
ihr Urteil. Die psychisch kranke
Frau muss wegen Misshandlung
Schutzbefohlener und gefährlicher
Körperverletzung für drei Jahre ins
Gefängnis. Die Staatsanwaltschaft
hatte auf viereinhalb Jahre mit Un-
terbringung in der Psychiatrie plä-
diert. Das Gericht sprach sich gegen
eine Unterbringung aus, da nicht
mit einer Wiederholung der Taten
zu rechnen sei. Zu ihrem Kind hat

die Frau keinen Kontakt, der schwer
traumatisierte Junge lebt im Heim.
Bei günstigen Voraussetzungen und
der Bereitschaft, eine Therapie zu
machen, könne die Haft eventuell
um die Hälfte verkürzt werden, so
Richter Ralf Peters. Rechnet man
hinzu, dass die Frau ein Jahr in der
Psychiatrie untergebracht war,
könnte es schlussendlich bei einem
halben Jahr Haft bleiben.

Die 30-Jährige hatte die Vorwürfe
eingeräumt, über ihre Motive
schwieg sie sich jedoch aus. Die
Frau leidet am Münchhausen-Stell-
vertreter-Syndrom, das stellte ein
Gutachter fest. Dabei handelt es
sich um eine schwer wiegende
Form der Kindesmisshandlung. Vor-
wiegend Mütter erfinden oder er-
zeugen eine Krankheit ihres Kindes
durch physische Misshandlung
oder die Gabe von Medikamenten,
um Aufmerksamkeit zu erregen. kat
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